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Täterorientierte Prävention: Frühzeitiges und koordi-
niertes Eingreifen ist der beste Schutz vor Straftaten 
 

Die „Täterorientierte Prävention“ (T.O.P.) bündelt Maßnahmen zu einem systematischen Kon-

zept, um Rückfälle besonders gefährlicher Sexual- und Gewaltstraftäter zu vermeiden und 

weitere Straftaten zu verhindern. Ziel ist es, durch ein eng abgestimmtes Vorgehen von Justiz, 

Polizei, Führungsaufsichtsstelle und Bewährungshilfe den Informationsfluss zu verbessern, 

Zeichen für einen Rückfall frühzeitig zu erkennen, gemeinsam Strategien zur Intervention vor-

zubereiten und rechtzeitig Maßnahmen zu koordinieren. 

 

Dazu Justizsenator Dr. Till Steffen: „Die staatliche Verantwortung endet nicht mit dem Ab-
lauf der Haftstrafe. Mit T.O.P. wollen wir die Kräfte bündeln und noch besser vernetzen, um 

nach der Entlassung aus dem Strafvollzug neue weitere Straftaten zu verhindern.“ 

 

Innensenator Christoph Ahlhaus: „Die Behörde für Inneres begrüßt das Konzept und wird 
die Justizbehörde bei der Umsetzung unterstützen. Die intensive Zusammenarbeit beider Be-

hörden sehe ich positiv. Mit den individuell auf die Täter zugeschnittenen Maßnahmen zeigen 

die Strafverfolgungsbehörden gefährlichen Sexual- und Gewalttätern sehr deutlich, dass der 

Staat auch nach der Entlassung aus der Haft ein Auge auf sie hat." 

 

Bereits vor einer bevorstehenden Entlassung soll noch im Strafvollzug eine Risikoeinschät-

zung erstellt werden. In einer Fallkonferenz besprechen die Beteiligten Vorschläge für gericht-

liche Weisungen an den Betroffenen und schlagen diese dem Gericht vor. Nach der Entlas-

sung wird der Täter engmaschig betreut und überwacht. Anzeichen für einen Rückfall werden 

zwischen den zuständigen Stellen ausgetauscht, um rasch einzugreifen, bevor eine Straftat 

begangen wird. Erfasst werden Sexual- und Gewaltstraftäter, die eine Freiheitsstrafe von min-

destens drei Jahren vollständig verbüßen. Neben der Haftdauer muss eine ungünstige Risiko-

prognose für die jeweiligen Täter vorliegen, bevor sie als Risikogewalttäter eingestuft werden 

und die täterorientierte Prävention greifen kann. 
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